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Anlage 1 


Entwurf eines Gesetzes 

zur Änderung von Verbrauchsteuergesetzen 
(Verbrauchsteueränderungsgesetz) 


Der Bundestag hat das folgende Gesetz be- 
schlossen: 

Artikel 1 

Folgende Verbrauchsteuergesetze werden 
geändert und ergänzt: 


ERSTER ABSCHNITT 
Kaffeesteuergesetz 

Das Kaffeesteuergesetz vom 30. Juli 1953 
(Bundesgesetzbl. I S . 708) in der zur Zeit gel- 
tenden Fassung: 

1. § 1 Abs. 4 Satz 1 erhält die folgende Fas- 
sung: 

„Der Kaffeesteuer unterliegt Kaffee, der 
in den Geltungsbereich dieses Gesetzes mit 
Ausnahme der Zollausschlüsse (Erhebungs- 
gebiet) eingeführt w'ird/* 

2. § 3 erhält die folgende Fassung: 

„§ 3 

Steuerschuld, Steuerschuldner, Steuerver- 
fahren und Steuerbefreiungen 

(1) Bei der Kaffeesteuer gelten für die 
Entstehung der Steuerschuld, für die Per- 
son des Steuerschuldners, für den für die 
Bemessung der Steuersdiuld maßgeben- 
Zeitpunkt, für die Fälligkeit, den Zah- 
lungsaufschub und die Tilgung der Steuer- 
schuld, für das Steuerverfahren und für 
die Freihäfen die Vorschriften für Zölle 
entsprechend. 

(2) Kaffee ist von der Steuer befreit, 
wenn er unter Voraussetzungen in das Er- 
hebungsgebiet eingeführt wird, unter de- 
nen nach § 69 Abs. 1 Nr. 1 bis 38 des Zoll- 
gesetzes Einfuhrzoll nicht erhoben wird.“ 


ZWEITER ABSCHNITT 
Teesteuergesetz 

Das Teesteuergesetz vom 30. Juli 1953 
(Bundesgesetzbl. I S. 710) in der zur Zeit gel- 
tenden Fassung: 

1. § 1 Abs. 4 Satz 1 erhält die folgende Fas- 
sung: 

„Der Teesteuer unterliegt Tee, der ln den 
G^^i-nna^Kercirh dieses Gesetzes mit Aus- 

~ ' o 

nähme der Zollausschlüsse (Erhebungsge- 
biet) eingeführt wird,“ 

2, § 3 erhält die folgende Fassung: 

4 3 

Steuerschuld, Steuerschuldner, Steuer- 
verfahren und Steuerbefreiungen 

(1) Bei der Teesteuer gelten für die Ent- 
stehung der Steuerschuld, für die Person 
des Steuerschuldners, für den für die Be- 
messung der Steuerschuld maßgebenden 
Zeitpunkt, für die Fälligkeit, für den Zah- 
lungsaufschub und die Tilgung der Steu- 
ersdiuld, für das Steuerverfahren und für 
die Freihäfen die Vorschriften für Zölle 
entsprechend. 

(2) Tee ist von der Steuer befreit, wenn 
er unter Voraussetzungen in das Erhe- 
bungsgebiet eingefühn wird, unter denen 
nach § 69 Abs. 1 Nr. 1 bis 38 des Zollge- 
setzes Einfuhrzoll nicht erhoben wird.“ 


DRITTER ABSCHNITT 
Zuckersteuergesetz 

Das Zuckersteuergesetz vom 26. September 
1938 (Reichsgesetzbl. I S. 1251) in der zur 
Zeit geltenden Fassung: 

1. Die Überschrift des § 4 erhält die folgende 
Fassung: 

„Steuerschuld bei Herstellung 
im Erhebungsgebiet.“ 


2 



2. § 4 Abs. 3, die Absatzbezeichnung „(1)“ 
in § 6, § 6 Abs. 2 und § 7 Abs. 2 werden 
gestrichen. 

3. In § 7 erhält Absatz 3 die Absatzbezeich- 
nung „(2)“. 

4. Nach § 7 wird folgender § 7a neu einge- 
fügt: 

„Steuerschuld bei Einfuhr in das 
Erhebungsgebiet 

§ 7a 

(1) Bei Einfuhr von Zucker, Zucker- 
waren und zuckerhaltigen Waren in das 
Erhebungsgebiet gelten für die Entste- 
hung der Steuerschuld, für die Person des 
Steuerschuldners, für den für die Bemes- 
sung der Steuerschuld maßgebenden Zeit- 
punkt, für die Fälligkeit und die Tilgung 
der Steuerschuld und für das Steuerver- 
fahren die Vorschriften für Zölle entspre- 
chend. Zahlungsaufschub ist unzulässig. 

(2) Die in Absatz 1 genannten Waren 
sind von der Steuer befreit, wenn sie un- 
ter Voraussetzungen in das Erhebungs- 
gebiet eingeführt werden, unter denen 
nach § 69 Abs. 1 Nr. 1 bis 38 des Zoll- 
gesetzes Einfuhrzoll nicht erhoben wird.‘‘ 

5. § 13 Nr. 3 erhält die folgende Fassung: 
„3. das Nähere über die Steuererklärung 

(§ 6), die Entrichtung der Steuer (§ 7) 
und die Einfuhr (§ 7a) anzuordnen 
sowie Bestimmungen über das anzu- 
wendende Verfahren zu erlassen,“. 

VIERTER ABSCHNITT 
Salzsteuergesetz 

Das Salzsteuergesetz in der Fassung vom 
23. Dezember 1938 (Reichsgesetzbl. I S. 
1969): 

1. § 1 Abs. 1 erhält die folgende Fassung: 

„(1) Salz (Chlornatrium), das im Gel- 
tungsbereich des Gesetzes zur Änderung 
von Verbrauchsteuergesetzen vom .... 

(Bundesgesetzbl. I ) mit Ausnahme 

der Zollausschlüsse (Erhebungsgebiet) her- 
gestellt oder in das Erhebungsgebiet ein- 
geführt wird, unterliegt einer Abgabe 
(Salzsteuer). Die Salzsteuer ist eine Ver- 
brauchsteuer im Sinne der Reidisabgaben- 
ordnung.“ 

2. Die Überschrift des § 3 erhält die fol- 
gende Fassung: 


„Steuerschuld bei Herstellung 
im Erhebungsgebiet“. 

3. § 3 Abs. 3, die Absatzbezeichnung „(1)“ 
in § 4 und § 4 Abs. 2 werden gestrichen. 

4. § 5 wird wie folgt geändert: 

a) Absatz 2 wird gestrichen, 

b) der bisherige Absatz 3 wird Absatz 2. 

5. Nach § 5 wird folgender § 5 a neu ein- 
gefügt: 

„Steuerschuld bei Einfuhr in das 
Erhebungsgebiet 

§ 5a 

(1) Bei der Einfuhr von Salz in das Er- 
hebungsgebiet gelten für die Entstehung 
der Steuerschuld, für die Person des 
Steuerschuldners, für den für die Bemessung 
der Steuerschuld maßgebenden Zeitpunkt, 
für die Fälligkeit und die Tilgung der 
Steuerschuld und für das Steuerverfahren 
die Vorschriften für Zölle entsprechend. 
Zahlungsaufschub ist unzulässig. 

(2) Salz ist von der Steuer befreit, 
wenn es unter Voraussetzungen in das 
Erhebungsgebiet eingeführt wird, unter 
denen nach § 69 Abs, 1 Nr. 1 bis 38 des 
Zollgesetzes Einfuhrzoll nicht erhoben 
wird.“ 

6. § 6 erhält die folgende Fassung: 

„Steuerbefreiung 

§ 6 

(1) Salz darf unversteuert unter Steuer- 
aufsicht 

1. ausgeführt werden, und zwar auch über 
ein Ausfuhrlager, 

2. in einen anderen Herstellungsbetrieb 
verbracht werden. 

(2) Der Bundesminister der Finanzen 
kann durch Rechtsverordnung anordnen, 
daß 

l.Salz von der Steuer befreit wird, das 
zum Salzen von Heringen und ähn- 
lichen Fischen oder das zu anderen 
Zwecken als zur Herstellung oder Be- 
reitung von Lebens- oder Genußmit- 
teln verwendet wird, 

2. von der Steuer befreites Salz zum Ge- 
nuß untauglich zu machen (zu vergäl- 
len) ist.“ 

7. Nach § 6 werden folgende §§ 6 a und 6 b 
eingefügt: 
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a) „Erstattung der Steuer 

§ 6a 

Die Steuer wird auf Antrag für Salz 
erstattet, das der Hersteller nachweislich 
in seinen Betrieb zurückgenommen hat." 

b) „Steuervergütung 

§ 6b 

Der Bundesminister der Finanzen wird 
ermächtigt, durch Rechtsverordnung an- 
zuordnen, daß bei der Ausfuhr von Er- 
zeugnissen, zu deren Herstellung versteu- 
ertes Salz verwendet worden ist, die 
Steuer für das verwendete Salz vergütet 
wird." 

8. Nach § 10 wird folgender § 10 a neu ein- 
gefügt; 

„Durchführung 
§ 10a 

Der Bundesminisi der Finanzen wird 
ermächtigt, durch RechtsverordixUng 

1. die Begriffe des § 1 zu erläutern, 
in den Freihäfen den Verbrauch von 
unversteuertem Salz und den Ver- 
brauch von Waren, bei deren Ausfuhr 
die Steuer für das bei ihrer Herstellung 
verwendete Salz erlassen oder vergütet 
worden ist, zu verbieten und Zollaus- 
schlüsse (§ 5 des Zollgesetzes) in das 
Erhebungsgebiet einzubeziehen, 

2. das Nähere über die Steuererklärung 
(§ 4), die Entrichtung der Steuer (§ 5), 
die Einfuhr (§ 5 a), die Steuerbefrei- 
ung (§ 6), die Steuererstattung (§ 6 a) 
und über die Steuervergütung (§ 6 b) 
anzuordnen sowie Bestimmungen über 
das anzuwendende Verfahren zu er- 
lassen, 

3. die näheren Vorschriften zur Durch- 
führung der Steueraufsicht (§§ 7 und 8) 
zu erlassen und die in §§ 191 und 192 
der Reichsabgabenordnung vorgesehe- 
nen Bestimmungen zu treffen." 


FÜNFTER ABSCHNITT 

Gesetz über das Branntweinmonopol 

Das Gesetz über das Branntweinmonopol 
vom 8. April 1922 (Reichsgesetzbl. I S. 405) 
in der zur Zeit geltenden Fassung; 


1. § 2 erhält die folgende Fassung: 

4 2 

Monopolgebiet ist das Zollgebiet, so- 
weit in ihm das Branntweinmonopol 
nach diesem Gesetz durchgeführt wird. 
Der Bundesminister der Finanzen wird 
ermächtigt, durch Rechtsverordnung 
Zollausschlüsse in das Monopolgebiet ein- 
zubeziehen.“ 

2. § 151 erhält die folgende Fassung: 

4 151 

Bei der Einfuhr in das Monopolgebiet 
unterliegen Branntwein, weingeisthaltige 
Erzeugnisse, Äther und ätherhaltige Er- 
zeugnisse einer der Belastung des inländi- 
schen Branntweins entsprechenden Abga- 
be (Monopolausgleich). Das gleiche gilt in 
den Fällen des § 69 Abs. 1 Nr. 39 bis 43 
des Zollgesetzes auch für Waren, die 
Branntwein nicht mehr enthalten, wenn 
bei der Ausfuhr aus dem Monopolgebiet 
Vergünstigungen nach § 105 gewahrt 
worden sind. 

Der Monopolausgleich ist eine Ver- 
brauchsteuer im Sinne der Reichsabgaben- 
ordnung." 

3. In § 152 ist folgender Absatz 3 neu an- 
zufügen: 

„Soweit Vergünstigungen nach § 105 
gewährt worden sind, ist in den Fällen 
des § 69 Abs. 1 Nr. 39 bis 43 des Zoll- 
gesetzes der Monopolausgleich in Höhe 
der gewährten Ausfuhrvergütung oder 
in Höhe des Unterschiedes zwischen dem 
gezahlten Ausfuhrpreis und dem regel- 
mäßigen oder dem ermäßigten Verkaufs- 
preis zu erheben, der im Zeitpunkt der 
Entstehung der Monopolausgleichschuld 
gilt.“ 

4. § 154 erhält die folgende Fassung: 

4 154 

Für die Entstehung der Monopolaus- 
gleichschuld, für die Person des Monopol- 
ausgleichschuldners, für den für die Be- 
messung der Monopolausgleichschuld 
maßgebenden Zeitpunkt, für die Fällig- 
keit und die Tilgung der Monopolaus- 
gleichschuld und für das Steuerverfahren 
gelten die Vorschriften für Zölle ent- 
sprechend. 

Die in § 151 genannten Erzeugnisse 
sind vom Monopolausgleich befreit, wenn 
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sie unter Voraussetzungen in das Mono- 
polgebiet eingeführt werden, unter denen 
nadi § 69 Abs. 1 Nr. 1 bis 38 des Zoll- 
gesetzes Einfuhrzoll nicht erhoben wird.‘‘ 

5. § 155 erhält die folgende Fassung: 

4 155 

In den Freihäfen ist der Verbrauch von 
unversteuertem Branntwein und der Ver- 
brauch von weingeisthaltigen Erzeugnissen, 
Äther und ätherhaltigen Erzeugnissen, zu 
deren Herstellung unversteuerter Brannt- 
wein verwendet worden ist, verboten. 
Das gleiche gilt für Branntwein, wein- 
geisthaltige Erzeugnisse, Äther und äther- 
haltige Erzeugnisse, wenn bei der Äus- 
fuhr aus dem Monopolgebiet Vergünsti- 
gungen nach § 105 gewährt worden sind. 
Das Verbot gilt nicht in den Fällen, in 
denen auch im Monopolgebiet Brannt- 
wein von der Steuer befreit ist oder in 
denen der Verbrauch unverzollten Brannt- 
weins ln den Zollausschlüssen als Schiffs- 
bedarf besonders zugelassen ist.“ 

6. § 157 wird gestrichen. 

7. Nach § 161 wird folgender § 161a neu 
eingefügt: 

„§ 161 a 

Bei der Einfuhr von Essigsäure in das 
Monopolgebiet gelten für die Entstehung 
der Steuerschuld, für die Person des 
Steuerschuldners, für den für die Bemes- 
sung der Steuerschuld maßgebenden Zeit- 
punkt, für die Fälligkeit und die Tilgung 
der Steuerschuld und für das Steuerver- 
fahren die Vorschriften für Zölle ent- 
sprechend. Zahlungsaufschub ist unzuläs- 
sig. Essigsäure ist von der Steuer befreit, 
wenn sie unter Voraussetzungen in das 
Monopolgebiet eingeführt wird, unter 
denen nach § 69 Abs. 1 Nr. 1 bis 38 des 
Zollgesetzes Einfuhrzoll nicht erhoben 
wird.“ 

8. § 164 erhält die folgende Fassung: 

4 164 

Steuerschuldner ist in den Fällen des 
§ 160 Abs. 1 Nr. 1 der, für dessen Rech- 
nung die Essigsäure in den freien Ver- 
kehr übergeht; der Inhaber des Herstel- 
lungsbetriebs haftet für die Steuer, so- 
weit er nicht Steuerschuldner ist.“ 


9. § 164 a erhält die folgende Fassung: 

4 164 a 

Der Steuerschuldner hat in den Fällen 
des § 160 Abs. 1 Nr. 1 die Steuer bis zum 
fünfundzwanzigsten Tag des Monats zu 
entrichten, der auf den Monat folgt, in 
dem die Steuerschuld entstanden ist. Zah- 
lungsaufschub ist unzulässig.“ 

10. § 167 erhält die folgende Fassung: 

4 167 

In den Freihäfen ist der Verbrauch von 
unversteuerter Essigsäure verboten. Das 
Verbot gilt nicht in den Fällen, in denen 
auch im Monopolgebiet Essigsäure von 
der Steuer befreit ist oder in denen der 
Verbrauch von unverzollter Essigsäure in 
den Zollausschlüssen als Schiffsbedarf be- 
sonders zugelassen ist.“ 

11. Die §§ 170 Abs. 2, 172 und 176 werden 
gestridien. 

SECHSTER ABSCHNITT 
Schaumweinsteuergesetz 

Das Schaumweinsteuergesetz vom 1. No- 
vember 1952 (Bundesgesetzbl. I S. 730): 

1. § 1 Abs. 3 erhält die folgende Fassung: 

„(3) Der Schaumweinsteuer unterliegt 
Schaumwein, der im Geltungsbereidi die- 
ses Gesetzes mit Ausnahme der Zollaus- 
schlüsse (Erhebungsgebiet) hergestellt 
oder in das Erhebungsgebiet eingeführt 
wird.“ 

2. Die Überschrift des § 3 erhält die fol- 
gende Fassung: 

„Steuerschuld bei Herstellung 
im Erhebungsgebiet“. 

3. § 3 wird wie folgt geändert: 

a) Absatz 2 wird gestrichen, 

b) der bisherige Absatz 3 wird Absatz 2. 

4. Die Absatzbezeichnung „(1)“ in § 4, § 4 
Abs. 2 und § 6 Abs. 3 wird gestrichen. 

5. Nach § 6 wird folgender § 6 a neu einge- 
fügt: 

„Steuerschuld bei Einfuhr in das 
Erhebungsgebiet 

§ 6 a 

(1) Bei der Einfuhr von Sdiaumwein 
In das Erhebungsgebiet gelten für die 
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Entstehung der Steuerschuld, für die Per- 
son des Steuerschuldners, für den für die 
Bemessung der Steuerschuld maßgeben- 
den Zeitpunkt, für die Fälligkeit, für den 
Zahlungsaufschub und die Tilgung der 
Steuerschuld und für das Steuerverfahren 
die Vorschriften für Zölle entsprechend. 

(2) Schaumwein ist von der Steuer be- 
freit, wenn er unter Voraussetzungen in 
das Erhebungsgebiet eingeführt wird, un- 
ter denen nach § 69 Abs. 1 Nr. 1 bis 38 
des Zollgesetzes Einfuhrzoll nicht erho- 
ben wird." 

6. § 9 erhält die folgende Fassung: 

4 9 

Soweit Hersteller von Schaumwein im 
Rechnungsjahr mehr als 75 vom Hundert 
inländischen Grundwein auf Trauben- 
schaumwein verarbeiten, erhalten sie auf 
Antrag für die Menge Schaumwein, die 
dem 75 vom Hundert übersteigenden 
.Verbrauch inländischer Grundweine ent- 
spriht, eine Steuererstattung von 0,50 
DM je 1/1 Flasche." 

7. In § 10 Abs. 2 werden die Worte „und 
der Gemeindegetränkesteuerordnung" ge- 
strihen. 

8. Nah § 13 wird folgender § 13 a neu ein- 
gefügt: 

„Durhführung 
§ 13 a 

Der Bundesminister der Finanzen wird 
ermähtigt, durh Rehtsverordnung 

1. die Begriffe des § 1 und des § 3 zu 
erläutern, in den Freihäfen den Ver- 
brauh von unversteuertem Schaum- 
wein oder von Erzeugnissen, zu deren 
Herstellung unversteuerter Shaum- 
wein verwendet worden ist, zu verbie- 
ten und Zollausshlüsse (§ 5 des Zoll- 
gesetzes) in das Erhebungsgebiet einzu- 
beziehen, 

2. das Nähere über die Steuererklärung 
(§ 5), die Entrihtung der Steuer (§ 6), 
die Einfuhr (§ 6 a), die Steuererstattung 
(§§ 8 u. 9) anzuordnen sowie Bestim- 
mungen über das anzuwendende Ver- 
fahren zu erlassen, 

3. die Vorshriften zur Durhführung der 
Steueraufsiht (§§ 11 und 12) zu erlas- 
sen und die in §§ 191 und 192 der 
Reihsabgabenordnung vorgesehenen 
Bestimmungen zu treffen." 


SIEBENTER ABSCHNITT 
Zündwarensteuergesetz 

Das Zündwarensteuergesetz vom 26. Ja- 
nuar 1939 (Reihsgesetzbl. I S. 92) in der zur 
Zeit geltenden Fassung: 

1. § 1 Abs. 1 erhält die folgende Fassung: 

„(1) Zünd waren, die im Geltungsbe- 
reih dieses Gesetzes mit Ausnahme der 
Zollausshlüsse (Erhebungsgebiet) herge- 
stellt oder in das Erhebungsgebiet einge- 
führt werden, unterliegen einer Abgabe 
(Zündwarensteuer). Die Zündwarensteuer 
ist eine Verbrauhsteuer im Sinne der 
Reihsabgabenordnung. " 

2. Die Übershrift des § 3 erhält die fol- 
gende Fassung: 

„Steuershuld bei Herstellung 
im Erhebungsgebiet". 

3. § 3 Abs. 3, die Absatzbezeihnung „(1)" 
in § 4, § 4 Abs. 2 und § 5 Abs. 2 wer- 
den gestrihen. 

4. Der bisherige Absatz 3 des § 5 wird 
Absatz 2. 

5. Nah § 5 wird folgender § 5 a neu ein- 
gefügt: 

„Steuershuld bei Einfuhr in das 
Erhebungsgebiet 

§ 5a 

(1) Bei der Einfuhr von Zündwaren in 
das Erhebungsgebiet gelten für die Ent- 
stehung der Steuershuld, für die Person 
des Steuershuldners, für den für die Be- 
messung der Steuershuld maßgebenden 
Zeitpunkt, für die Fälligkeit und die Til- 
gung der Steuershuld und für das Steuer- 
verfahren die Vorshriften für Zölle 
entsprehend. Zahlungsaufshub ist un- 
zulässig. 

(2) Zündwaren sind von der Steuer be- 
freit, wenn sie unter Voraussetzungen in 
das Erhebungsgebiet eingeführt werden, 
unter denen nah § 69 Abs. 1 bis 38 des 
Zollgesetzes Einfuhrzoll niht erhoben 
wird." 

6. § 12 Nr. 2 erhält die folgende Fassung: 

„2. das Nähere über die Steuererklärung 
(§ 4), die Entrihtung der Steuer (§ 5) 
und die Einfuhr (§ 5 a) anzuordnen sowie 
Bestimmungen über das anzuwendende 
Verfahren zu erlassen,". 
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ACHTER ABSCHNITT 
Leuchtmittelsteuergesetz 

Das Leuchtmittelsteuergesetz in der Fas- 
sung vom 6. Dezember 1938 (Reichsgesetzbl, I 

S. 1726): 

1. In § 1 erhalten die Absätze 1 und 2 fol- 
gende Fassung: 

„(1) Leuchtmittel, die im Geltungsbe- 
reidi dieses Gesetzes mit Ausnahme der 
Zollausschlüsse (Erhebungsgebiet) herge- 
stellt oder in das Erhebungsgebiet einge- 
führt werden, unterliegen einer Abgabe 
(Leuchtmittelsteuer). Die Leuchtmittel- 
steuer ist eine Verbrauchsteuer im Sinne 
der Reichsabgabenordnung. 

(2) Leuchtmittel im Sinne dieses Ge- 
setzes sind 

1 . elektrische Glühlampen, 

2. Entladungslampen, 

3. Brennstifte zu elektrischen Bogenlam- 
pen, 

4. Glühkörper zur Erhöhung der Leucht- 
kraft von Flammen, wenn sie nach Be- 
schaffenheit und Zweck der Beleuch- 
tung dienen." 

2. In § 2 werden die Absatzbezeichnung 
„(1)" und der Absatz 2 gestrichen. 

3. In § 3 

a) erhält die Überschrift folgende Fassung: 

„Steuerschuld bei Herstellung 
im Erhebungsgebiet“, 

b) wird der Absatz 3 gestrichen. 

4. In § 4 

a) werden in Absatz 1 Nr. 1 die Worte 
„der Kleinverkaufspreis, das ist der 
listenmäßig festgesetzte Preis“ ersetzt 
durch die Worte „der listenmäßige 
Kleinverkaufspreis des Herstellers“; 

b) werden in Absatz 1 Nr. 2 die Worte 
„,das ist der listenmäßig festgesetzte 
Grundpreis“ gestrichen; 

c) werden in Absatz 1 Nr. 3 die Worte 
„listenmäßig festgesetzte“ ersetzt durch 
das Wort „listenmäßige“; 

d) wird folgender neuer Absatz 2 einge- 
fügt: 

„(2) Handelsnachlässe und sonstige 
Vergünstigungen, die dem Abnehmer 
gewährt werden, bleiben gegenüber 
dem Listenpreis, zu dem die Leucht- 


mittel im Handel an Einzelverbraucher 
abgegeben werden (Absatz 1 Nr. 1) 
außer Betracht.“; 

e) werden die bisherigen Absätze 2 und 3 
Absätze 3 und 4; 

f) werden in Absatz 3 (neu) die Worte 
„die Vorschrift im Absatz 1 gilt“ er- 
setzt durch die Worte „die Vorschriften 
in den Absätzen 1 und 2 gelten“. 

5. In § 6 werden die Absatzbezeichnung 
„(1)“ und der Absatz 2 gestrichen. 

6. In § 7 

a) erhält der Absatz 1 die folgende Fas- 
sung: 

„(1) Der Steuersdiuldner hat die 
Steuer für die im Erhebungsgebiet her- 
gestellten Leuchtmittel bis zum fünf- 
zehnten Tag des dritten Monats zu 
entrichten, der auf den Monat folgt, in 
dem die Steuerschuld entstanden ist.“; 

b) wird der Absatz 2 gestrichen; 

c) wird der bisherige Absatz 3 Absatz 2. 

7. Nach § 7 wird folgender § 7 a neu ein- 
gefügt: 

„Steuerschuld bei Einfuhr in das 
Erhebungsgebiet 
§ 7a 

(1) Bei der Einfuhr von Leuchtmitteln 
in das Erhebungsgebiet gelten für die 
Entstehung der Steuerschuld, für die Per- 
son des Steuerschuldners, für den für die 
Bemessung der Steuerschuld maßgeben- 
den Zeitpunkt, für die Fälligkeit und die 
Tilgung der Steuerschuld und für das 
Steuerverfahren die Vorschriften für Zöl- 
le entsprechend. Zahlungsaufschub ist un- 
zulässig. 

(2) Leuchtmittel sind von der Steuer 
befreit, wenn sie unter Voraussetzungen 
in das Erhebungsgebiet eingeführt wer- 
den, unter denen nach § 69 Abs. 1 bis 38 
des Zollgesetzes Einfuhrzoll nicht erho- 
ben wird.“ 

8. In § 8 

a) erhält der Absatz 1 die folgende Fas- 
sung: 

„(1) Leuchtmittel dürfen unversteu- 
ert unter Steueraufsicht 

1. ausgeführt werden, 

2. in einen anderen Herstellungsbetrieb 
verbracht werden. 
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3. nach Einfuhr zur weiteren Bearbei- 
tung in einen Herstellungsbetrieb 
verbracht werden.“; 

b) werden in Absatz 2 Buchstabe a die 
Worte „ein Lumen“ durch „10 Lumen“ 
und in Absatz 2 Buchstabe b die Zahl 
„20“ durch die Zahl „42“ ersetzt; 

c) wird in Absatz 2 Buchstabe d am 
Schluß der Punkt durch ein Komma er- 
setzt und folgender neuer Buchstabe e 
eingefügt: 

„e) Spektralkohlen.“ 

9. Nach § 12 wird folgender § 13 neu ein- 
gefügt: 

„Durchführung 

§13 

Der Bundesminister der Finanzen wird 

ermächtigt, durch Rechtsverordnung 

1. die Begriffe des § 1 Abs. 1 bis 3 und des 
§ 3 zu erläutern, in den Freihäfen den 
Verbrauch von unversteuerten Leucht- 
mitteln zu verbieten und Zollaus- 
schlüsse (§ 5 des Zollgesetzes) in das 
Erhebungsgebiet einzubeziehen, 

2. das Nähere über den Steuerwert (§ 4), 
die Steuererklärung (§ 6), die Entrich- 
tung der Steuer (§ 7), die Einfuhr 
(§ 7 a) und die Steuerbefreiungen (§ 8) 
anzuordnen sowie Bestimmungen über 
das anzuwendende Verfahren zu er- 
lassen, 

3. die Vorschriften zur Durchführung der 
Steueraufsicht (§§ 10 und 11) zu erlas- 
sen und die in den §§ 191 und 192 der 
Reichsabgabenordnung vorgesehenen 
Bestimmungen zu treffen.“ 


NEUNTER ABSCHNITT 

Spielkartensteuergesetz 

Das Spielkartensteuergesetz in der Fassung 
vom 25. August 1939 (Reichsgesetzbl. I 
S. 1529): 

1. § 1 Abs. 1 erhält die folgende Fassung: 

„(1) Spielkarten, die im Geltungsbe- 
reich des Gesetzes zur Änderung von 
Verbrauchsteuergesetzen vom .... (Bun- 

desgesetzbl. I ) mit Ausnahme der 

Zollausschlüsse (Erhebungsgebiet) herge- 
stellt oder in das Erhebungsgebiet einge- 
führt werden, unterliegen einer Abgabe 
(Spielkartensteuer). Die Spielkartensteuer 


ist eine Verbrauchsteuer im Sinne der 
Reichsabgabenordnung.“ 

2. Die Überschrift des § 3 erhält die fol- 
gende Fassung: 

„Steuerschuld bei Herstellung 
im Erhebungsgebiet“. 

3. § 3 Abs. 4, die Absatzbezeichnung „(1)“ 
in § 4 und § 4 Abs. 2 werden gestrichen. 

4. § 5 wird wie folgt geändert: 

a) Absatz 2 wird gestrichen, 

b) der bisherige Absatz 3 wird Absatz 2. 

5. Nach § 5 wird folgender § 5 a neu einge- 
fügt: 

„Steuerschuld bei Einfuhr in das 
Erhebungsgebiet 

§ 5a 

(1) Bei der Einfuhr von Spielkarten gel- 
ten für die Entstehung der Steuerschuld, 
für die Person des Steuerschuldners, für 
den für die Bemessung der Steuerschuld 
maßgebenden Zeitpunkt, für die Fällig- 
keit und Tilgung der Steuerschuld und 
für das Steuerverfahren die Vorsdiriften 
für Zölle entsprechend. Zahlungsaufschub 
ist unzulässig. 

(2) Spielkarten sind von der Steuer be- 
freit, wenn sie unter Voraussetzungen in 
das Erhebungsgebiet eingeführt werden, 
unter denen nach § 69 Abs. 1 Nr. 1 bis 38 
des Zollgesetzes Einfuhrzoll nicht erhoben 
wird.“ 

6. Nach § 12 wird folgender § 13 neu einge- 
fügt: 

„Durchführung 
§ 13 

Der Bundesminister der Finanzen wird 
ermächtigt, durch Rechtsverordnung 

1. die Begriffe des § 1 und des § 3 zu er- 
läutern, in den Freihäfen den Ver- 
brauch von unversteuerten Spielkarten 
zu verbieten und Zollausschlüsse (§ 5 
des Zollgesetzes) in das Erhebungsge- 
biet einzubeziehen, 

2. das Nähere über die Steuererklärung 
(§ 4), die Entrichtung der Steuer (§ 5) 
und die Einfuhr (§ 5 a) anzuordnen so- 
wie Bestimmungen über das anzuwen- 
dende Verfahren zu erlassen, 
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3. die Vorschriften zur Durdiführung der 
Steueraufsicht (§§ 8 und 9) zu erlassen 
und die in §§ 191 und 192 der Reichs- 
abgabenordnung vorgesehenen Bestim- 
mungen zu treffen,“ 


ZEHNTER ABSCHNITT 
Süßstoffgesetz 

Das Süßstoffgesetz vom 1. Februar 1939 
(Reichsgesetzbl. IS. 111) in der zur Zeit gel- 
tenden Fassung: 

1. § 2 Abs, 1 erhält die folgende Fassung: 

„(1) Süßstoff, der im Geltungsbereich 
des Gesetzes zur Änderung von Ver- 
brauchsteuergesetzen vom .... (Bundes- 

gesetzbl. I ) mit Ausnahme der 

Zollausschlüsse (Erhebungsgebiet) herge- 
stellt oder in das Erhebungsgebiet einge- 
führt wird, unterliegt einer Abgabe (Süß- 
stoffsteuer). Die Süßstoffsteuer ist eine 
Verbrauchsteuer im Sinne der Reichsab- 
gabenordnung.“ 

2. § 3 erhält die folgende Fassung: 

„Steuersätze 

§ 3 

Die Steuer beträgt 

bei Benzoesäuresulfinid 37,50 DM 

bei Paraphenetolcarbamid 28, — DM 
für 1 Kilogramm reiner Süßstoff.“ 

3. Die Überschrift des § 4 erhält die fol- 
gende Fassung: 

„Steuerschuld bei Herstellung 
im Erhebungsgebiet“. 

4. § 4 Abs. 3 wird gestrichen. 

5. Nach § 6 wird folgender § 6 a neu einge- 
fügt: 

„Steuerschuld bei Einfuhr in das 
Erhebungsgebiet 

§ 6a 

(1) Bei der Einfuhr von Süßstoff in das 
Erhebungsgebiet gelten für die Entste- 
hung der Steuerschuld, für die Person des 
Steuerschuldners, für den für die Bemes- 
sung der Steuerschuld maßgebenden Zeit- 
punkt, für die Fälligkeit und die Tilgung 
der Steuerschuld und für das Steuerver- 
fahren die Vorschriften für Zölle ent- 
sprechend. Zahlungsaufschub ist unzu- 
lässig. 


(2) Süßstoff ist von der Steuer befreit, 
wenn er unter Voraussetzungen in das 
Erhebungsgebiet eingeführt wird, unter 
denen nach § 69 Abs. 1 Nr. 1 bis 38 des 
Zollgesetzes Einfuhrzoll nicht erhoben 
wird.“ 

6. § 7 erhält die folgende Fassung: 

„ Steuerbefreiung 
§ 7 

Süßstoff darf unversteuert unter Steu- 
eraufsidit 

1. ausgeführt werden, 

2. zur weiteren Verarbeitung und, soweit 
es sich um Proben handelt, zu Untersu- 
chungszwecken in einen Herstellungs- 
betrieb verbradit werden.“ 

7. Nach § 13 wird folgender § 13 a neu ein- 
gefügt: 

„Durchführung 
§ 13a 

Der Bundesminister der Finanzen wird 
ermächtigt, durch Rechtsverordnung 

1. die Begriffe des § 4 zu erläutern, in den 
Freihäfen den Verbrauch von unver- 
steuertem Süßstoff zu verbieten und 
Zollausschlüsse (§ 5 des Zollgesetzes) in 
'^'’s Erhebungsgebiet einzubeziehen, 

2. das Nähere über die Steuererklärung 
(§ 5), die Entrichtung der Steuer (§ 6), 
die Einfuhr (§ 6 a) und über die Steuer- 
befreiungen (§ 7) anzuordnen sowie Be- 
stimmungen über das anzuwendende 
Verfahren zu erlassen, 

3. die Vorschriften zur Durchführung der 
Steueraufsicht (§§ 9 und 10) zu erlassen 
und die in §§ 191 und 192 der Reichs- 
abgabenordnung vorgesehenen Bestim- 
mungen zu treffen.“ 

ELFTER ABSCHNITT 
Mineralölsteuergesetz 

Das Mineralölsteuergesetz vom 21. Mai 
1953 (Bundesgesetzbl. I S. 234) in der zur 
Zeit geltenden Fassung: 

1. § 1 wird wie folgt geändert: 

a) Absatz 1 erhält die folgende Fassung: 

„(1) Mineralöl, das im Geltungsbe- 
reich dieses Gesetzes mit Ausnahme der 


9 



Zollausschlüsse (Erhebungsgebiet) her- 
gestellt oder in das Erhebungsgebiet 
eingeführt wird, unterliegt einer Abga- 
be (Mineralölsteuer). Die Mineralöl- 
steuer ist eine V^erbraudis teuer im Sin- 
ne der Reichsabgabenordnung.“; 

b) dem Absatz 2 wird der folgende Satz 
angefügt: 

„Zolltarif im Sinne dieses Gesetzes sind 
der Zolltarif und die zu seiner Durch- 
führung erlassenen Rechtsvorschriften.“ 

2. § 3 erhält die folgende Überschrift: 

„Steuerschuld bei Herstellung 
im Erhebungsgebiet“. 

3. § 3 Abs. 3 wird gestrichen. 

4. § 7 erhält die folgende Fassung: 

4 7 

Steuerschuld bei Einfuhr in das 
Erhebungsgebiet 

(1) Bei der Einfuhr von Mineralöl in 
das Erhebungsgebiet gelten für die Ent- 
stehung der Steuerschuld, für die Person 
des Steuerschuldners, für den für die Be- 
messung der Steuerschuld maßgebenden 
Zeitpunkt, für die Fälligkeit, den Zah- 
lungsaufschub, die Tilgung der Steuer- 
schuld und das Steuerverfahren die Vor- 
schriften für Zölle entsprediend. Dies gilt 
auch für Mineralöl, das aus dem freien 
Verkehr des Zollgebiets zu einem Zollver- 
kehr abgefertigt oder in eine Freizone 
gebracht wird. 

(2) Mineralöl ist von der Steuer be- 
freit, wenn es unter Voraussetzungen in 
das Erhebungsgebiet eingeführt wird, 
unter denen nach § 69 Abs. 1 Nr. 1 bis 38 
des Zollgesetzes Einfuhrzoll nicht erhoben 
wird. 

(3) Durch Rechtsverordnung können 
ein vom Absatz 1 abweichendes Verfah- 


ren angeordnet und die Fälligkeit, der 
Zahlungsaufschub sowie die Tilgung der 
Steuerschuld wie für Im Erhebungsgebiet 
hergestelltes Mineralöl geregelt werden, 
soweit dies zur Anpassung an die Behand- 
lung des Im Erhebungsgebiet hergestell- 
ten Mineralöls und zur Berücksichtigung 
besonderer Verhältnisse bei der Einfuhr 
erforderlich ist.“ 

5. In § 12 Abs. 1 werden die Worte „ver- 
wenden wie in § 8 Abs. 1 Nr. 4 für Mine- 
ralöle vorgesehen“ ersetzt durch „unter 
Voraussetzungen verwenden, unter denen 
auf Grund von § 8 Abs. 1 oder 3 Mine- 
ralöl unversteuert verwendet werden 
darf“. 

Artikel 2 

Der Bundesminister der Finanzen wird er- 
mächtigt, den Wortlaut der In Artikel 1 ge- 
nannten Verbrauchsteuergesetze In der sich 
durch das vorliegende Gesetz ergebenden 
Fassung mit neuem Datum, unter neuen 
Übersdiriften und In neuer Paragraphenfolge 
bekanntzumachen und dabei Unstimmigkei- 
ten des Wortlauts zu beseitigen sowie über- 
holte Begriffe den veränderten staatsrecht- 
lichen Verhältnissen anzupassen. 

Artikel 3 

Dieses Gesetz gilt nach § 12 Abs. 1 des 
Dritten Überleitungsgesetzes vom 4. Januar 
1952 (Bundesgesetzbl. I S. 1) auch im Land 
Berlin. Rechts Verordnungen, die auf Grund 
dieses Gesetzes erlassen werden, gelten im 
Land Berlin nach § 14 des Dritten Überlei- 
tungsgesetzes. 

Artikel 4 

Dieses Gesetz gilt nicht Im Saarland. 

Artikel 5 

Dieses Gesetz tritt am Tage nach seiner 
Verkündung in Kraft. 
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Begründung 


I. Allgemeiner Teil 

Das Zollgesetz vom 20. März 1939 (RGBl. I 
S. 529) ist durch das Gesetz zur Än- 
derung des Zollgesetzes, des Zolltarifgesetzes 
und des Mineralölsteuergesetzes (Drittes 
Zolländerungsgesetz) vom 9. August 1956 
(BGBl. I S. 735) in einigen wesentlichen 
Punkten geändert worden. Da die Vorschrif- 
ten des Zollrechts auch bei der Einfuhr von 
verbrauchsteuerbaren Waren in das Bundes- 
gebiet entsprechend angewendet werden, ma- 
chen grundlegende Änderungen des Zollge- 
setzes auch eine Ergänzung der Verbrauch- 
steuergesetze erforderlich. Die Vorschriften 
des Mineralölsteuergesetzes, die für die Er- 
hebung der Steuer bei der Einfuhr von Mine- 
ralöl gelten, sind bereits im Rahmen des 
Dritten ZolländciUngsgcsctzes den neuen 
zollrechtlichen Bestimmungen angepaßt wor- 
den. Die entsprechende Regelung der übrigen 
Verbrauchsteuergesetze war einem besonde- 
ren Gesetz Vorbehalten worden (vgl. Begrün- 
dung zu Artikel 3 des Dritten Zolländerungs- 
gesetzes — Drucksache 2147). Diese Ergän- 
zung ist einer der Zwecke des vorgelegten 
Gesetzes, Darüber hinaus werden bei dieser 
Gelegenheit die Verbrauchsteuergesetze an 
die veränderten staatsrechtlichen und politi- 
schen Verhältnisse angepaßt. Außerdem wird 
eine Vereinheitlichung und Vereinfachung 
der Verbrauchsteuergesetze erzielt, indem 
Gliederung und Wortlaut der verschiedenen 
Verbrauchsteuergesetze soweit wie möglich 
aufeinander abgestimmt werden. Weiter wer- 
den dem Bimdesminlster der Finanzen Er- 
mächtigungen zur Regelung von Verfahrens- 
fragen sowie zur Vereinheitlichung und zur 
Vereinfachung der Durchführungsbestim- 
mungen zu den Verbrauchsteuergesetzen er- 
teilt. 

II. Besonderer Teil 

Zu Artikel 1 

Erster Abschnitt Nr. 1, 

Zweiter Abschnitt Nr. 1, 

Vierter Abschnitt Nr. 1, 

Sechster Abschnitt Nr. 1, 

Siebenter Abschnitt Nr. 1, 

Achter Abschnitt Nr. 1 
(§ 1 Abs. 1), 

Neunter Abschnitt Nr. 1, 


Zehnter Abschnitt Nr. 1 und 
Elfter Abschnitt Nr. 1 Buchstabe a 

Bei der Einfuhr von verbrauchsteuerbaren 
Waren aus deutschen Gebieten, die nicht 
Zollausland sind, wurden die Verbrauchsteu- 
ern bisher auf Grund besatzungsrechtlicher 
Anordnungen erhoben. Durch Beendigung 
des Besatzungsregimes sind diese Anordnun- 
gen überholt. Die vorgesehene Neufassung 
der verbrauchsteuerrechtlidien Bestimmun- 
gen bedeutet daher keine Änderung gegen- 
über den bisherigen Verhältnissen. 

Durch die Neufassung des Mineralölsteuer- 
gesetzes vom 21. Mai 1953 (BGBl. I S. 234) 
und des § 1 Abs. 1 und des § 2 des Zucker- 
steuergesetzes durch das Fünfte Gesetz zur 
Änderung des Zuckersteuergesetzes vom 26. 
März 1956 (BGBl. I S. 131) ist bereits die 
Rechtsgrundlage dafür geschaffen worden, 
ivlincralöl und Zucker, die aus der sowjeti- 
schen Besatzungszone in das Gebiet der Bun- 
desrepublik verbracht werden, mit der Mine- 
ralöl- bzw. Zuckersteuer zu belegen. Die An- 
passung der anderen Verbrauchsteuergesetze 
an diese Gesetze erleichtert den Interzonen- 
handel. Auch in der sowjetischen Besatzungs- 
zone sind verbrauchsteuerbare Waren, die 
dorthin im innerdeutschen Handel einge- 
bracht werden, seit Oktober 1955 der Ver- 
brauchsbesteuerung unterworfen. 

Dritter Abschnitt Nr. 1, 

Vierter Abschnitt Nr, 2, 

Sechster Abschnitt Nr. 2, 

Siebenter Abschnitt Nr. 2, 

Achter Abschnitt Nr. 3 Buchstabe a. 

Neunter Abschnitt Nr. 2, 

Zehnter Abschnitt Nr. 3 und 
Elfter Abschnitt Nr. 2 

Die Einfügung der Überschrift „Steuerschuld 
bei Herstellung im Erhebungsgebiet“ dient 
der Klarstellung. Sie hat nur redaktionelle 
Bedeutung. 

Erster Abschnitt Nr. 2, 

Zweiter Abschnitt Nr. 2, 

Dritter Abschnitt Nr. 2 bis 4, 

Vierter Abschnitt Nr. 3 bis 5, 

Sechster Abschnitt Nr. 3 bis 5, 

Siebenter Abschnitt Nr. 3 bis 5, 

Achter Abschnitt Nr. 3 Buchstabe b, Nr. 5 
und 6 Buchstabe b und c und Nr. 7, 


11 



Neunter Abschnitt Nr. 3 bis 5, 

Zehnter Abschnitt Nr. 4 und 5 und 
Elfter Abschnitt Nr. 3 und 4 

Bei der Einfuhr von verbrauchsteuerbaren 
Waren gelten u. a. für die Entstehung der 
Steuerschuld und die Steuerbefreiungen die 
entsprechenden Vorschriften des Zollrechts. 
Durch das Dritte Zolländerungsgesetz sind 
die Zollbefreiungen des § 69 Abs. 1 des Zoll- 
gesetzes erweitert worden. Die entsprechende 
Anwendung der Zollvorschriften für Rück- 
waren, Bearbeitungs- und Verarbeitungsver- 
kehre in Freihäfen und passive Veredelungs- 
verkehre (§ 69 Abs. 1 Nr. 39 ff. des Zollge- 
setzes) auf die Verbrauchsteuern muß ausge- 
schlossen werden. Sonst könnten verbrauch- 
steuerbare Waren, die steuerfrei ausgeführt 
oder in einem Freihafen gewonnen worden 
sind, bei ihrer Einfuhr nicht einer Verbrauch- 
steuer unterworfen werden, soweit die Zoll- 
befreiung nach diesen Vorschriften auf sie zu- 
trifft. Die vorgesehene Beschränkung der 
Zollbefreiungsvorschriften in den Verbrauch- 
steuergesetzen auf § 69 Abs. 1 Nr. 1 bis 38 
des Zollgesetzes trägt diesen Erfordernissen 
Rechnung. 

Die bei der Einfuhr von verbrauchsteuerba- 
ren Waren geltenden Bestimmungen sind in 
den Verbrauchsteuergesetzen über mehrere 
Paragraphen verstreut. Zur Vereinfachung 
werden diese Bestimmungen nunmehr jeweils 
in einem besonderen Paragraphen zusam- 
mengefaßt und einheitlich gestaltet. 

Dritter Absdinitt Nr. 5, 

Vierter Abschnitt Nr. 8, 

Sechster Abschnitt Nr, 8, 

Siebenter Abschnitt Nr. 6, 

Achter Abschnitt Nr. 9, 

Neunter Abschnitt Nr. 6 und 
Zehnter Abschnitt Nr. 7 

Die Rechtsverordungen zur Durchführung 
der Verbrauchsteuergesetze sind im wesent- 
lichen auf Grund des § 12 der Reichsabgaben- 
ordnung erlassen worden. Seit der Streichung 
dieser mit dem Grundgesetz nicht zu ver- 
einbarenden Vorschrift durch das Gesetz zur 
Änderung von einzelnen Vorschriften der 
Reichsabgabenordnung und anderer Gesetze 
vom 11. Juli 1953 (BGBl. I S, 511) besteht 
nicht mehr die Möglichkeit, die für die Er- 
hebung der Verbrauchsteuern und die Steuer- 


aufsicht erforderlichen Verfahrensvorschrif- 
ten zu ändern. Die vorgesehene Ergänzung 
der Verbrauchsteuergesetze gibt dem BMF 
nunmehr die fehlende Ermächtigung zum Er- 
laß und zur Änderung der Durchführungs- 
bestimmungen. Gleiche Ermächtigungen be- 
finden sich bereits im Mineralölsteuergesetz, 
im Zuckersteuergesetz und Zündwarensteuer- 
gesetz. 

Vierter Abschnitt 

Nr. 6 und 7 Buchstabe b 

Die Neufassung des § 6 des Salzsteuergeset- 
zes dient der Klarstellung. Außerdem werden 
Bestimmungen, die bisher in den Durchfüh- 
rungsbestimmungen enthalten sind und nach 
der heutigen Rechtsauffassung in das Gesetz 
gehören, in dieses übernommen. Auch erfolgt 
aus Gründen der Systematik eine Trennung 
der wesensfremden Tatbestände „Steuerbe- 
freiung“ und „Steuervergütung“, die nach 
der geltenden Fassung in einem Paragraphen 
zusammengefaßt sind. Der neue § 6 b ent- 
spricht dem bisherigen § 6 Abs. 3 und be- 
deutet somit keine Änderung gegenüber dem 
derzeitigen materiellen Recht. 

Vierter Abschnitt 

Nr. 7 Buchstabe a 

Das Salzsteuergesetz enthält im Gegensatz zu 
den übrigen Verbrauchsteuergesetzen keine 
Vorschrift über die Erstattung der Steuer für 
Salz, das der Hersteller nachweislich in seinen 
Betrieb zurückgenommen hat. Der neu einge- 
fügte § 6 a sAließt diese Lücke und trägt 
einem dringenden Ersuchen der beteiligten 
Wirtschaftskreise Rechnung. 

Fünfter Abschnitt 

Nr. 1 

Die Neufassung des § 2 berücksichtigt den 
räumlichen Bereich, in dem das Gesetz über 
das Branntweinmonopol vom 8. April 1922 
(RGBl. I S. 405) in seiner gegenwärtig gel- 
tenden Fassung als Bundesrecht durchgeführt 
wird. 

Die nach der bisherigen Fassung zum Mono- 
polgebiet gehörigen badischen Zollausschlüs- 
se, d. s. die Gemeinde Büsingen und die Büt- 
tenhardter Höfe, sind nicht mehr in das Mo- 
nopolgebiet einbezogen worden, weil sie 
z. Z. de facto dem schweizerischen Zoll- und 
Wirtschaftsgebiet angeschlossen sind und die- 
ser de facto-Zustand in absehbarer Zeit durdi 
entsprechende zwischenstaatliche Vereinba- 
rung sanktioniert werden wird. 
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Die Ermächtigung gibt dem Bundesfinanz- 
minister, wenn besondere Verhältnisse es er- 
fordern sollten, die Möglichkeit, Zollaus- 
schlüsse in das Monopolgebiet einzubeziehen. 

Nr. 2 

Die Änderung des Absatzes 1 und des bis- 
herigen Absatzes 2 dient, soweit sie nicht re- 
daktioneller Art ist, der Angleichung an die 
Neufassung des § 2. Die Einfügung des neuen 
Satzes 2 ist bedingt durch die in Aussicht ge- 
nommene Änderung des § 140 Abs, 1 All- 
gemeine Zollordnung und die Erweiterung 
des § 69 Abs. 1 des Zollgesetzes durch die 
Nr. 42 und 43. 

Dadurch soll sichergestellt werden, daß Wa- 
ren, bei deren Ausfuhr die Vergünstigungen 
des § 105 für den zu ihrer Herstellung ver- 
wendeten Branntwein in Anspruch genom- 
men worden sind, dem Monopolausgleich 
auch dann unterworfen werden, wenn sie 
Branntwein nicht mehr enthalten und des- 
wegen nach § 151 Abs. 1 dem Monopolaus- 
gleich überhaupt nicht unterworfen wären. 

Nr. 3 

Die Vorschrift soll sicherstellen, daß bei der 
Wiedereinfuhr dieser Waren als Monopol- 
ausgleich der gleiche Betrag erhoben wird, der 
als Vergünstigung nach § ^05 ^-ewährt wor- 
den ist. 

Nr. 4 

Die Vorschrift dient der Anpassung an das 
Recht der übrigen Verbrauchsteuern. Es sol- 
len damit die Schwierigkeiten behoben wer- 
den, die sich nach der bisherigen Regelung 
aus dem Auseinanderfallen der Entstehungs- 
tatbestände für den Zoll und die übrigen 
Verbraudisteuern einerseits und den Mono- 
polausgleich andererseits ergeben haben 

Nr. 5 

Die bisherige Vorschrift des § 155 wird durch 
die Neufassung des § 154 entbehrlich und 
deshalb gestrichen. Die an dieser Stelle aufge- 
nommene neue Vorschrift dient in Überein- 
stimmung mit den übrigen Verbrauchsteuer- 
gesetzen der Angleichung an das Zollrecht 
(§ 28 Zollgesetz). 

Nr. 6 

§ 157 wird durch die Neufassung des § 2 
entbehrlich und deshalb gestrichen. 


Nr. 7 

Es wird auf die Begründung zu Nr. 4 ver- 
wiesen. 

Nr. 8 

Die Änderung ergibt sich aus der Einfügung 
des § 161 a. Dadurch ist für den Fall der 
Einfuhr in Anpassung an das übrige Ver- 
brausteuerrecht ein eigener Entstehungstat- 
bestand geschaffen und die Regelung der bis- 
herigen Nr. 2 des § 164 alter Fassung über- 
flüssig. 

Nr. 9 

Wegen der Einfügung des § 161 a muß die 
Regelung der Fälligkeit auf den Übergang 
der Essigsäure in den freien Verkehr des Mo- 
nopolgebietes — § 160 Abs. 1 Nr. 1 — be- 
schränkt werden. Die Fälligkeit der Essig- 
säuresteuer bei der Einfuhr ist bereits in der 
eingefügten Vorschrift des § 161 a enthalten. 
Die Zollstellen stunden die jeweils am 10. 
eines Kalendermonats fällig werdende Essig- 
säuresteuer bis zum 25. des gleichen Monats 
zinslos und ohne Sicherheit. Sie sind hierzu 
ermächtigt worden durch einen Koordinie- 
rungsbeschluß der Finanzminister der Län- 
der vom 7./8. März 1950. Die Gründe für 
diese Maßnahme — Zahlungseingang bei den 
Essigsäureherstellern als den Steuerschuldnern 
— bestehen unverändert fort. Eine entspre- 
chende Verschiebung der gesetzlichen Zah- 
lungsfrist ist deshalb geboten. 

Nr. 10 

Die bisherige Vorschrift ist durdi die Neufas- 
sung des § 2 ersetzt und deshalb gestrichen 
worden. Wegen der an dieser Stelle neu auf- 
genommenen Vorschrift wird auf die Be- 
gründung im zweiten Absatz zu Nr. 5 ver- 
wiesen. 

Nr. 11 

Die Vorschriften werden als überholt ge- 
strichen. 

Sechster Abschnitt 

Nr. 6 

Die Neufassung des § 9 des Schaumwein- 
steuergesetzes dient in Übereinstimmung mit 
der Rechtsprechung des Bundefinanzhofs der 
Klarstellung. Sie hat nur redaktionelle Be- 
deutung. 
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Nr. 7 

Eine einheitliche Gemeindegetränkesteuer- 
ordnung gibt es nicht. Die Gemeindegeträn- 
kesteuer ist eine Steuer mit Örtlich beding- 
tem Wirkungskreis im Sinne von Artikel 105 
Abs. 2 Nr. 1 GG, die nicht der Gesetzgebung 
des Bundes unterliegt. § 10 Abs. 2 des 
Schaumweinsteuergesetzes ist daher insoweit 
rechtsunwirksam. Die Streichung der Worte 
„und der Gemeindegetränkesteuerordnung“ 
dient somit nur der Klarstellung. 

Aditer Abschnitt 

Nr. 1 (§ 1 Abs. 2) 

Nach der jetzigen Rechtslage ist für die 
Steuerbarkeit eines Leuchtmittels entschei- 
dend, daß das Erzeugnis nach seiner Beschaf- 
fenheit zur Beleuchtung verwendbar ist. Ob 
ein derartiges Erzeugnis tatsächlich zu Beleuch- 
tung oder zu anderen Zwecken hergestellt 
und verwendet wird, ist ohne Belang. Es 
werden daher technische Geräte versteuert, 
die nicht für Beleuchtungszwecke hergestellt 
sind, z. B. Glättungsröhren, die zum Aus- 
gleich von Spannungsschwankungen be- 
stimmt sind, oder medizinische Bestrahlungs- 
geräte oder elektrische Fernsprechglühlam- 
pen, die in die Fernsprechschränke als Signal- 
oder Kontrollampen eingebaut sind. 

Nach der vorgesehenen Neufassung des § 1 
Abs. 2 sollen entsprechend dem Sinn der 
Leuchtmittelsteuer nur solche Erzeugnisse der 
Besteuerung unterworfen werden, die nadi 
ihrer Besdiaffenheit und ihrem Zweck der 
Beleuchtung dienen. 

Nr. 2 

Die bisherige Ermächtigung, die Steuersätze 
den wirtschaftlichen Verhältnissen anzupas- 
sen, ist nach Artikel 129 Abs. 3 GG erlo- 
schen. 

Nr. 4 

Buchstabe a bis c 

Nach der bisherigen Rechtslage gilt als 
Steuerwert der listenmäßig festgesetzte Preis 
(Kleinverkaufspreis oder Grundpreis oder 
Bruttopreis). Da die Preise für Leuchtmittel 
seit Kriegsende nicht mehr amtlich festge- 
setzt, sondern von jedem Leuchtmittelher- 
steller für seine Erzeugnisse listenmäßig be- 
kanntgegeben werden, entspricht die Ände- 
rung der Vorschrift den tatsächlichen Ver- 
hältnissen. 


Buchstabe d 

Die Ergänzung dient der Klarstellung. 
Buchstabe f 

Die Änderung ergibt sich aus der Einfügung 
des neuen Absatzes 2. 

Nr. 6 

Buchstabe a 

Nach der bisherigen Rechtslage hat der 
Steuerschuldner die Steuer bis zum letzten 
Werktag des Monats zu entrichten, der auf 
den Monat folgt, in dem die Steuerschuld 
entstanden ist. Da die Verkaufserlöse, in 
denen die Steuer enthalten ist, bei dem 
Steuerschuldner (FFersteller) Innerhalb dieser 
Fristen in der Regel nicht eingehen, ist die 
vorgesehene Verlängerung der Fälligkeits- 
frist gerechtfertigt. In der Praxis wird bereits 
seit dem Jahre 1949 auf Grund eines Be- 
schlusses der Finanzminister der Länder ent- 
sprechend verfahren, 

Nr. 8 

Buchstabe a 

Bisher dürfen Leuchtmittel nach näherer Be- 
stimmung des Bundesministers der Finanzen 
unversteuert aus dem Erhebungsgebiet aus- 
geführt oder In einen anderen Fierstellungs- 
betrieb verbracht werden. 

Es kommt in der Praxis vielfach vor, daß 
Leuchtmittel, die in das Erhebungsgebiet ein- 
geführt werden, anschließend an die Abfer- 
tigung zum freien Verkehr zur weiteren Be- 
arbeitung in einen Herstellungsbetrieb über- 
führt werden. In diesen Fällen entsteht eine 
doppelte Steuerschuld, nämlich bei der Ab- 
fertigung zum freien Verkehr und bei der 
Entfernung aus dem Herstellungsbetrieb. Um 
diese ungerechtfertigte Doppelversteuerung 
zu vermelden, sollen nach der vorgesehenen 
Änderung Leuchtmittel nach Ihrer Einfuhr 
in das Erhebungsgebiet unversteuert zur wei- 
teren Bearbeitung In einen Herstellungsbe- 
trieb verbracht werden dürfen. 

Buchstabe b 

Die Änderungen sind durch den Fortschritt 
in der Technik der Leuchtmittelherstellung 
bedingt. 

Buchstabe c 

Die Ergänzung dient der Klarstellung. Spek- 
tralkohlen sind Brennstifte für eine elektri- 
sche Bogenentladung, die nur wissenschaftli- 
chen, nämlich spektralanalytischen Zwecken 
dienen. 
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Zehnter Abschnitt 

Nr. 2 

Die in § 3 des Süßstoffgesetzes vom i. Fe- 
bruar 1939 (RGBl. I S. 111) vorgesehenen 
Steuersätze für 1 kg reinen Süßstoff von 
7,50 RM bei Bcnzoesäuresulfinid und von 
5,60 RM bei Dulcin wurden durch Artikel 
2 des Kontrollratsgesetzes Nr. 30 (Zucker- 
steuer) vom 20. Juni 1946 (Amtsbl, des Kon- 
trollrats S. 161) auf das Fünffadie erhöht. 
Durdi die Übernahme dieser Steuersätze in 
den Gesetzentwurf verliert das KontroUrats- 
gesetz Nr. 30 seine Wirksamkeit, nachdem 
die vom Kontrollrat festgesetzten Steuer- 
sätze für Zucker (Artikel 1 des Kontrollrats- 
gesetzes Nr. 30) bereits geändert worden 
sind. 

Die Bezeichnung „Dulcin“ ist durdi den die- 
mischen Begriff „Paraphenetolcarbamid“ er- 
setzt worden, da die Warenbezeichnung 
„Dulcin“ zugunsten eines Fierstellers ge- 
setzlich geschützt ist. 

Nr. 3 

Nadi dem Süßstoffgesetz wurde — im Ge- 
gensatz zu anderen Verbrauchsteuern — die 
Süßstoffsteuer auch für den ausgeführten 
Süßstoff erhoben. Die Süßstoffindustrie 
konnte vor dem zweiten Weltkrieg diese Be- 
lastung bei der Ausfuhr durch eine entspre- 
chende Preisgestaltung auf dem Inlandsmarkt 
wieder ausgleichen. Nach der Erhöhung der 
Steuersätze durch das Kontrollratsgesetz 
Nr. 30 ist die Süßstoffsteuer bei der Ausfuhr 
von Süßstoff aus Billigkeitsgründen erlassen 
worden, um die Süßstoffindustrie gegenüber 
dem Ausland wettbewerbsfähig zu erhalten. 
Die Neuregelung in § 7 Nr. 1 des Süßstoff- 
gesetzes gibt nunmehr für diese Steuerbefrei- 
ung die Rechtsgrundlage. 

Elfter Abschnitt 

Nr. 1 Buchstabe b 

Der Bundesfinanzhof hat in einer Rechtsbe- 
schwerdeentscheidung festgestellt, die Bezug- 
nahme auf den Zolltarif in einem Verbrauch- 
steuergesetz habe nicht auch gleichzeitig die 
Anwendbarkeit der Durchführungsvorsdirif- 
ten dieses Tarifs für den Bereich des Ver- 
brauchsteuerrechts zur Folge; diese müsse 
vielmehr im Verbrauchsteuergesetz ausdrück- 
lich angeordnet werden. Für die Mineralöl- 
steuer kann auf die Anwendung der Durch- 
führungsvorschriften im Zusammenhang mit 


der Bezugnahme auf den Zolltarif bei der Be- 
f'timmung der Steuergegenstände nicht ver- 
zichtet werden. 

Deshalb muß, der Reditsauffassung des Bun- 
deslmanzhofs entsprechend, das Gesetz wie 
vorgesehen ergänzt werden. 

Nr. 5 

§ 12 Abs. 1 des Mineralölsteuergesetzes ent- 
hält eine Verkehrsbescliränkung für Rohöl. 
Nach der geltenden Fassung darf Rohöl nur 
an Herstellungsbetriebe und an Betriebe ab- 
gegeben werden, die es in der Petrodiernie 
zur chemischen Umwandlung verwenden (§ 8 
Abs. 1 Nr. 4 MinöStG). Danach wäre es niclit 
möglidi, Rohöl an Gaswerke zur Gasherstel- 
lung abzugeben. Aber gerade diese letztere 
Verwendung soll im Interesse der Energie- 
versorgung ermöglicht werden. Der Kreis der 
Verwender, an die Rohöl abgegeben werden 
darf, ist daher gegenüber der bisherigen Fas- 
sung erweitert worden (§ 8 Abs. 1 und 3 
MinöStG). 

Zu Artikel 2 

Die Mehrzahl der Verbrauchsteuergesetze 
stammt noch aus der Zeit vor dem letzten 
Kriege. Sie sind in der Zwischenzeit zum Teil 
mehrfach geändert und dadurch unübersicht- 
lich geworden. Artikel 2 gibt dem BMF die 
Ermächtigung, überholte Begriffe den verän- 
derten staatsrechtlichen Verhältnissen anzu- 
passen sowie die Verbrauchsteuergesetze im 
Interesse der Steuerpflichtigen und der Ver- 
waltung in der sich aus dem Gesetz zur Än- 
derung von Verbrauchsteuergesetzen erge- 
benden Fassung bekanntzugeben und da- 
durch wieder übersichtlicher zu gestalten. 

Zu Artikel 3 

Da Berlin zum Finanzsystem des Bundes ge- 
hört, müssen die die Verbrauchsteuergesetze 
ändernden Gesetze auch in Berlin gelten. Das 
gleiche gilt für die zu erlassenden Rechts- 
verordnungen. 

Zu Artikel 4 

Artikel 4 enthält die negative Saar-Klausel, 
da im Saarland während der Übergangszeit 
auf dem Gebiete des Verbrauchsteuerrechts 
nocli die französischen bzw. saarländischen 
Bestimmungen weitergelten. 


15 



